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Historie
Das Thema Gleichstellung zwischen den Geschlechtern ist
auf Ebene der europäischen Politik seit Ende der sechziger
Jahre präsent. Verschiedene erlassene Rechtsetzungsakte
(EU-Richtlinien) und initiierte Fördermaßnahmen (vor allem
durch den Europäischen Sozialfonds) spiegeln seit diesem
Zeitpunkt die gemeinschaftliche Verantwortung der Mit-
gliedsländer für die Gleichstellungspolitik wider. Somit agiert
die Europäische Union in vielfältiger Weise als Motor gleich-
stellungspolitischer Aktivitäten und forciert damit aktiv den
Grundsatz des Gender Mainstreaming.1
Erstmals wurde der Gleichstellungsgedanke als Grundwert
1957 im Rahmen der Römischen Verträge als Richtlinie ver-
ankert, in Form einer Regelung der Entgeltgleichheit von
Frauen und Männern bei gleicher oder gleichwertiger Ar-
beit (Art. 141, früher Art. 119). 
In den siebziger und achtziger Jahren folgten weitere Recht-
setzungsakte, gestützt auf den Grundsatzartikel von 1957.
Dazu zählen beispielsweise die Richtlinie zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die An-
wendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Män-
ner und Frauen (75/117/EWG), die Richtlinie zur Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäfti-
gung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg so-
wie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (76/207/EWG) und
die Richtlinie zur schrittweisen Verwirklichung des Grund-
satzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im
Bereich der sozialen Sicherheit (79/7/EWG). 
Auch im Vertrag von Maastricht 1993 wurde die Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt
europaweit festgeschrieben.
Die Grundlage für die europäische Beschäftigungsstrate-
gie und die Einbeziehung des Gleichstellungsaspekts in die
gemeinschaftlichen Politikbereiche wurde im Vertrag von
Amsterdam2 im Jahr 1997 gelegt. Mit der Aufnahme des
Grundsatzes, die gesamte politische Tätigkeit der EU im
Hinblick auf die Beseitigung von Ungleichheiten und die För-
derung der Gleichstellung von Männern und Frauen zu über-
prüfen, hat die EU ihre Vorreiterrolle bei der Umsetzung des
Konzepts des Gender Mainstreaming bestätigt. »Aufgabe
der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines Ge-
meinsamen Marktes und einer Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion sowie durch die Durchführung der in den Arti-
keln 3 und 4 genannten gemeinsamen Politiken und Maß-
nahmen in der ganzen Gemeinschaft [...] die Gleichstel-
lung von Männern und Frauen [...] zu fördern« (Artikel 2
des Amsterdamer Vertrags). 
Die anschließend beschlossene europäische Beschäfti-
gungsstrategie spielte eine zentrale Rolle bei der Koordi-
nierung der Politiken der EU mit dem Ziel, mehr und bes-
sere Arbeitsplätze zu schaffen, und bei der Forderung, ei-
ne Frauenerwerbsquote von mindestens 60% bis 2010
zu erreichen.
Neuere rechtliche Bestimmungen im Bereich der Gleich-
stellungspolitik sind die Rahmenvereinbarungen der euro-
päischen Dachverbände von Arbeitgebern (UNICE, CEEP)
und Arbeitnehmern (EGB) zur arbeitsrechtlichen Gleich-
stellung von Beschäftigten in Teilzeitarbeit gegenüber Voll-
zeitbeschäftigten sowie zum Elternurlaub. Beide Rahmen-
vereinbarungen haben die stärkere Förderung der Verein-
barkeit von Familie und Beruf zum Ziel. Sie sind durch die
Richtlinien 96/34/EG (Elternurlaub) und 97/81/EG (Teilzeit-
arbeit) in den Bestand des verbindlichen EU-Rechts über-
nommen worden. 
Neben dem Beschluss von Rechtsetzungsakten ist die Eu-
ropäische Kommission auch Initiator verschiedener Maß-
nahmen zur Durchsetzung des Gleichstellungsgedanken in
den einzelnen Mitgliedstaaten. Dazu zählen beispielsweise
Aktionen, die im »Fahrplan für die Gleichstellung von Frau-
en und Männern« der Kommission und im »Pakt für die
Gleichstellung der Geschlechter« des Europäischen Rates
festgehalten sind. Sie verfolgen das Ziel einer zeitnahen
und umfassenden Umsetzung der Gleichstellung zwischen
Frauen und Männern. Die Aktionen beziehen sich vor allem
auf die quantitativen und qualitativen Aspekte der Gleich-
stellung. Darüber hinaus wirkte die Kommission an der For-
mulierung von Grundsätzen für den »Flexicurity-Ansatz«3mit,
um die Schaffung von mehr und qualitativ hochwertigeren
Arbeitsplätzen für Männer und Frauen zu fördern. Ende 2006
wurde eine förmliche Anhörung der Sozialpartner seitens der
Kommission eingeleitet, um eine Gemeinschaftsaktion im
Bereich Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu starten. Auch
unterstützt die Kommission die Europäische Allianz für die
Familie. Mit Hilfe dieser Plattform können sich die Mitglied-
staaten bezüglich familienfreundlicher Maßnahmen und be-
währter Verfahren zur Bewältigung des demographischen
Wandels austauschen und beraten. 
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1 Das Prinzip des Gender Mainstreaming besteht darin, die Unterschiede
zwischen den Lebensverhältnissen, den Situationen und den Bedürfnis-
sen von Frauen und Männern systematisch auf allen Politik- und Aktions-
feldern der Gemeinschaft zu berücksichtigen.
2 Der Vertrag von Amsterdam wurde von den EU-Staats- und Regierungs-
chefs am 2. Oktober 1997 unterzeichnet und trat zum 1. Mai 1999 in Kraft.
Er verändert und ergänzt den Vertrag von Maastricht. Er sollte ursprüng-
lich dazu dienen, die EU auch nach der Osterweiterung handlungsfähig
zu halten. Ergänzt wird dieser Vertrag durch spätere Reformen, wie z.B.
Vertrag von Nizza 2003.
3 Die Kommission definiert Flexicurity als »integrierte Strategie zur gleich-
zeitigen Stärkung von Flexibilität und Sicherheit auf dem Arbeitsmarkt«.
Einer der Grundsätze ist die Wahrung und Förderung der Vereinbarkeit
von Berufs- und Familienleben sowie die Chancengleichheit für Frauen,
Migranten, ältere Arbeitnehmer und junge Behinderte. Das Europäische
Parlament beschloss am 29. November 2007 gemeinsame Grundsätze für
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Im Rahmen der Umsetzungskontrolle wer-
den die Mitgliedstaaten seitens der Kom-
mission aufgefordert, die immer noch be-
stehenden Ungleichheiten wie unter ande-
rem das starke Lohngefälle zwischen Frau-
en und Männern zu bekämpfen und geziel-
te Aktionen einzuleiten – mit Unterstützung
durch die Kommission. Auch werden Ver-
tragsverletzungsverfahren seitens der Kom-
mission eingeleitet, falls die Gesetzgebun-
gen der einzelnen Mitgliedstaaten im Bereich
der Gleichbehandlung von Frauen und Män-
nern nicht umgesetzt werden. Eine Über-
prüfung der nationalen Rechtsvorschriften
auf Übereinstimmung mit dem Gemein-
schaftsrecht findet seit 2006 statt. 
Das Europäische Institut für Gleichstel-
lungsfragen wurde 2007 zur fachlichen Un-
terstützung der Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen
und Männern gegründet.
Das erweiterte Europa mit 27 Mitgliedstaaten stellt die EU
in diesem Bereich vor neue Herausforderungen. 
Gleichstellungsbericht der Europäischen 
Kommission
Im März 2003 forderte der Europäische Rat die Kommissi-
on auf, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten einen
Jahresbericht über die Gleichstellung der Geschlechter und
die diesbezüglichen Orientierungen in den einzelnen Poli-
tikbereichen zu erstellen. Mit dem ersten Gleichstellungs-
bericht kommt die Europäische Kommission 2004 dieser
Aufforderung nach. Seitdem erscheint der Bericht jährlich.
Er informiert über die wichtigsten Entwicklungen der Ge-
schlechtergleichstellung in der Europäischen Union. 
Der Bericht thematisiert die quantitative und qualitative Be-
schäftigungssituation von Frauen und leitet die Herausfor-
derungen und Orientierungen für die künftige Politik auf eu-
ropäischer Ebene ab. Ein statistischer Anhang zu den rela-
tiven Positionen von Frauen und Männern in wichtigen Be-
reichen – Arbeitsmarkt, Bildung, Gesundheit und Verein-
barkeit von Berufs- und Privatleben – ergänzt den Bericht. 
Der aktuelle Gleichstellungsbericht 2008 zeigt, dass in den
EU-Mitgliedstaaten noch immer Ungleichheiten zwischen
den Geschlechtern auf dem Arbeitsmarkt bestehen. Die
quantitativen Unterschiede in der Verteilung der Arbeit zwi-
schen Männern und Frauen werden vor allem in folgenden
Bereichen deutlich:
– Die Erwerbsbeteiligung von Frauen in der Europäischen
Union ist in den letzten Jahren zwar kontinuierlich ge-
stiegen. Es herrschen aber 2006 signifikante Unterschiede
in der Erwerbsbeteiligung von Frauen über die EU-Staa-
ten hinweg. So hat z.B. Malta mit 34,9% eine sehr nied-
rige und Dänemark mit 73,4% eine sehr hohe Beschäf-
tigungsrate von Frauen. 
– Im EU-Durchschnitt sank der Unterschied in der 
Beschäftigungsrate zwischen Männern und Frauen von
17,1% im Jahr 2000 auf 14,4% 2006. Die einzelnen
EU-Staaten weisen auch hier große Differenzen zwi-
schen den Beschäftigungsraten von Männern und
Frauen auf. Im Jahr 2006 arbeiteten in Schweden und
Finnland nahezu gleich viele Männer und Frauen (die
Differenz lag bei 5%), während in Griechenland oder
Malta ein Unterschied von mehr als 25% bestand 
(vgl. Abb. 1). 
– Die Arbeitslosenquote von Frauen erreichte mit 9% im
EU-Durchschnitt den niedrigsten Stand seit Jahren, den-
noch sind Frauen im Vergleich zu Männern einem leicht
höheren Risiko ausgesetzt, langzeitarbeitslos zu werden. 
– Frauen sind aufgrund ihrer kürzeren und langsamer vor-
anschreitenden Karriere weiterhin einem deutlich höhe-
ren Armutsrisiko ausgesetzt als Männer. Dies stellt vor al-
lem Länder wie Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen und
Slowenien vor große Probleme. 
Neben den quantitativen Unterschieden hebt der Gleich-
stellungsbericht vor allem die weiterhin bestehenden qua-
litativen Ungleichheiten bei den Arbeitsplätzen von Frau-
en und Männern hervor. Dies wird in folgenden Bereichen
deutlich:
– Der geschlechtsspezifische Lohnunterschied blieb im EU-
Durchschnitt von 2003 bis 2006 stabil bei 15%. Der Un-
terschied zwischen den EU-Staaten mit dem niedrigs-
ten Lohngefälle und dem Land mit dem höchsten Gefäl-



































































































































































































































































Quelle: Eurostat; Labour Force Survey (LFS).
Geschlechtsspezifische Unterschiede in den Beschäftigungsraten von 
15- bis 64-Jährigen in den EU-Mitgliedstaaten
jährliche Durchschnitte
(a) vorläufige Werte
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– Die geschlechtsspezifische sektorale und berufliche Se-
gregation ist über die EU hinweg weiterhin konstant
bzw. wächst in einigen Ländern sogar an. Dies weist
darauf hin, dass die neu in den Arbeitsmarkt eintre-
tenden Frauen weiterhin in den schon weiblich domi-
nierten Sektoren Arbeitsplätze annehmen. Eine sehr
starke sektorale Segregation findet sowohl in »älte-
ren« EU-Ländern, wie Irland, Finnland und Schweden,
als auch in »neueren« EU-Ländern, wie Estland, Slo-
wakei, Lettland, statt. Eine sehr hohe berufliche Se-
gregation ist vor allem in Estland, Zypern, Lettland, Li-
tauen und Slowakei zu finden. 
– Die Anzahl von Frauen in Führungspositionen hat sich
im EU-Durchschnitt nicht wesentlich erhöht. In Unter-
nehmen stagniert ihr Anteil bei 33%. Auch in der Politik
zeichnet sich kein anderes Bild ab. In den nationalen Par-
lamenten sind 23% der Abgeordneten weiblichen Ge-
schlechts, im europäischen Parlament 33%.
– Der Bericht zeigt weiterhin große Ungleichheiten auf,
was die Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben be-
trifft. Dies wird deutlich im starken Rückgang der Be-
schäftigungsquote von Frauen mit Kindern bis zwölf
Jahre auf 62,4% (– 13,6% im Vergleich zu Frauen oh-
ne Kinder). Frauenpartizipation hängt stark vom Alter
der Kinder ab. Männer mit Kindern in dieser Altersstu-
fe gehen zu 91,4% einer Arbeit nach. Für Männer hat
die Geburt eines Kindes nahezu keinen Einfluss auf ih-
re Beschäftigungsquote. 
– Im europäischen Durchschnitt arbeiten ca. ein Drittel der
Frauen Teilzeit und verrichten damit über 75% aller Teil-
zeitjobs. In Ländern wie Schweden, Österreich, Belgien,
Vereinigtes Königreich und Deutschland arbeiten 40%
der Frauen Teilzeit, in den Niederlanden 75%. Im Vergleich
dazu kommt jeder zehnte europäische Mann einer Teil-
zeittätigkeit nach. Frauen werden mit einer höheren Wahr-
scheinlichkeit als Männer befristet eingestellt. 
– Es findet eine starke Segmentierung der Studiengebiete
nach Geschlecht statt, d.h. es gibt weiterhin einen ge-
ringen Frauenanteil im Bereich Ingenieurwissenschaft und
Technologie und eine hohe Beteiligung von Frauen im Ge-
sundheits- oder Bildungsbereich und den Geisteswis-
senschaften.
Herausforderungen und Orientierungen für die
künftige Politik der EU
Trotz beständigen Anstiegs der Beschäftigungsquote von
Frauen sind die Fortschritte im Hinblick auf die Qualität die-
ser Arbeitsplätze eher gering. Aus diesem Grund schlägt die
Kommission dem Europäischen Rat in ihrem Gleichstel-
lungsbericht verschiedene Handlungsfelder vor, um das Ziel
der Schaffung von mehr qualitativ hochwertigen Arbeits-
plätzen für Frauen zu erreichen. 
Die Kommission empfiehlt, den Geschlechteraspekt in alle
Dimensionen der Arbeitsplatzqualität einzubeziehen. Dies
kann unter anderem durch verbesserte berufliche Weiter-
entwicklung der Arbeitnehmerinnen, durch stärkere Förde-
rung der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben und durch
innovative und flexible Arbeitsorganisationsformen erfolgen.
Die Potentiale des Strukturfonds sollten umfassend genutzt
werden. 
Die Kommission weist auf die Notwendigkeit der Weiter-
entwicklung des Angebots von haushaltsnahen Dienst-
leistungen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf hin. Sie erinnert an die Erfüllung der Barcelona-Zie-
le4 bezüglich der Betreuungsquoten von Kleinkindern. Hier-
bei soll darauf geachtet werden, dass die erforderlichen
Dienstleistungen (z.B. Kinderbetreuung, Öffnungszeiten
der Behörden) hochwertig, verfügbar, zugänglich und er-
schwinglich für die Familien bereitgestellt
werden.
Des Weiteren ruft die Kommission auf, ge-
schlechtsspezifische Stereotypen und kul-
turelle Barrieren zu bekämpfen, da diese
die Entscheidungen von Frauen und Män-
nern behindern und Ungleichheiten im Bil-
dungs-, Haushalts- und Arbeitsbereich wei-
ter verfestigen. Der Bericht empfiehlt, be-
reits im Kleinkindalter individuelles Verhal-
ten zu fördern, das auf die Gleichstellung
von Frauen und Männern abzielt. Der An-
























































































































































































































































































































Quelle: Eurostat; Labour Force Survey (LFS); EU-SILC (Statistics on Income and Living Conditions).
Lohnunterschiede zwischen Männer und Frauen in den EU-Mitgliedstaaten 
(nicht preisbereinigt), 2006 
in %
Der EU-27-Wert berechnet sich aus den mit der Bevölkerungszahl gewichteten Durchschnitten der einzelnen 
Länder.   −  Der Wert für die Tschechische Republik basiert auf dem Medianeinkommen.
(a) 2005     (b) Vorläufige Werte des EU-SILC    (c) Labour Force Survey   
Abb. 2
4 2002 legten die EU-Staaten in Barcelona fest, dass
33% der Kinder zwischen null und drei Jahren und
90% der Kinder zwischen drei Jahren und dem schul-
pflichtigem Alter bis zum Jahr 2010 einen Betreu-
ungsplatz erhalten sollen.61. Jahrgang – ifo Schnelldienst 19/2008
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verantwortungsbewusste Umgang der Medien können hier
unterstützend wirken. 
Außerdem weist der Bericht auf die Wichtigkeit einer Fol-
genabschätzung von staatlichen Maßnahmen unter dem
Geschlechteraspekt hin. Die Umsetzung und Überwachung
der Maßnahmen kann durch quantitative und qualitative In-
dikatoren sowie durch nach Geschlecht aufgeschlüsselte
Statistiken sichergestellt werden.
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